
Tod imGewahrsam:
Ermittlungen abgelehnt

Der Vorwurf, Polizeibeamte hätten den Mann
getötet, ist laut Staatsanwaltschaft widerlegt.

Frank Christiansen

¥ Wuppertal. Nach dem Tod
eines 25-Jährigen im Polizei-
gewahrsam in Wuppertal hat
die Staatsanwaltschaft Ermitt-
lungen gegen Polizisten abge-
lehnt. Der Vorwurf der
Schwester des Toten, Polizei-
beamte hätten ihren Bruder ge-
tötet, sei bereits durch das To-
desermittlungsverfahren wi-
derlegt, teilte ein Sprecher der
Wuppertaler Staatsanwalt-
schaft mit. Die Schwester hat-
te Strafanzeige gegen mehrere
Polizisten erstattet.

Im Blut des 25-Jährigen wa-
ren Rückstände von Canna-
bis, Amphetaminen und Ko-
kain entdeckt worden. Die Ob-
duktion legenahe,dassder jun-
ge Mann an diesem Drogen-
cocktail im Zusammenwirken
mit einem krankhaft vergrö-
ßerten Herzen gestorben sei.
Auch wenn eines von mehre-
ren toxikologischen Gutach-
ten noch ausstehe, könne Poli-
zeigewalt als Todesursache be-
reits ausgeschlossen werden.

Der junge Grieche hatte laut
Polizei am 1. November seine
Schwester verletzt und auf der
Straße auf ihr gelegen, als ein
Taxifahrer die Polizei um Hil-
fe gebeten habe. Er sei über-
wältigt und festgenommen
worden, habe dabei enormen
Widerstand geleistet. Dabei
waren zwei Polizisten leicht
verletzt worden.

Bei der angeordneten Blut-
entnahme war der nicht vor-
bestrafte Mann plötzlich kol-
labiert und gestorben. Innen-
minister Herbert Reul (CDU)
hatte berichtet, der 25-Jährige
sei noch fast eine Stunde lang
reanimiert worden. Mehrere
Ärzte und Polizisten hätten
vergeblich versucht, sein Le-
ben zu retten.

Der griechische General-
konsul hatte sich eingeschaltet
und sich bei der Staatsanwalt-
schaft und im Innenausschuss
des Landtags nach den Um-
ständen des Falls erkundigt.
Aus Neutralitätsgründen hatte
die Polizei in Hagen die Er-
mittlungen übernommen.

Psychisch krank und ausgemustert
Sorgen wir für unseren Körper, belohnen uns die Krankenkassen. Tun wir das für unsere Seele, schadet das
Karriere und Absicherung. Folge: Viele Menschen funktionieren einfach weiter – mit fatalen Auswirkungen.

Anneke Quasdorf

¥ Bielefeld. Jeder fünfte Deut-
sche erkrankt im Lauf seines
Lebens an Depressionen. Die
meisten Frührentner scheiden
deshalb sogar aus dem Beruf.
Und dennoch ist es immer
noch ein Tabu, diese oder an-
dere psychischen Krankheiten
behandeln zu lassen. Mehr
noch: In Sachen Karriere, Job-
chance oder Absicherung kann
uns das sogar schaden.

Denn wer in seiner Kran-
kenakte eine Psychotherapie
verzeichnet hat, wird unter
Umständen nicht verbeamtet,
erhält keine Kranken- oder Be-
rufsunfähigkeitsversicherung
und hat zu bestimmten Beru-
fen keinen Zugang mehr.

Das wirkt sich schon im Stu-
dium aus, weiß Ursel Sicken-
diek von der Studienberatung
der Universität Bielefeld. „Das
ist ein großes Problem, mit
dem sich Studierende der Fä-
cher Lehramt oder Jura sehr
oft an uns wenden“, sagt sie.
„Die kriegen über Mund-zu-
Mund-Propaganda vermittelt,
dass eine Verbeamtung nach
einer Therapie nicht mehr
möglich ist. Und das will na-
türlich niemand riskieren. Al-
so schleppen schon junge Men-
schen über Jahre psychische
Probleme mit sich herum.“

Aber sind die Vorgaben
wirklich so rigide? Tatsächlich
gilt bei einer Verbeamtung auf
Lebenszeit immer noch die ge-
sundheitliche Eignung als Vor-
aussetzung, teilt die Bezirksre-
gierung Detmold auf Anfrage
mit. „Es ist die Aufgabe eines
Amtsarztes, zu beurteilen, ob
physische oder psychische
Hinderungsgründe vorlie-
gen.“ Eine pauschale Aussage
sei nicht möglich, da es sich im-
mer um eine Einzelfallent-
scheidung handle. Allerdings
weist der Sprecher auch dar-
auf hin: „Bei psychischen Er-
krankungen oder Störungen ist
eine frühzeitige Therapie an-
zuraten.“

Versicherer
können Einblick
fordern

Studentenberaterin Ursel
Sickendiek weiß, dass der Aus-
gang dieser Untersuchungen
sehr vom Alter der Amtsärzte
abhängen kann. „Das ist eine
Generationenfrage. Es gibt sol-
che und solche. Das wissen
auch die Studenten – und ge-
hen das Risiko in vielen Fällen
lieber gar nicht erst ein.“ Die-
se Lösungsstrategien kennt
man auch bei der Deutschen
Depressionshilfe. Bei der Hilfs-
Hotline dort gibt es jede Wo-
che Anfragen zum Thema Ver-
beamtung. „Oft kommen die

Anrufe von angehenden Leh-
rerinnen und Lehrern“, sagt
Sprecherin Heike Friedewald.
„Die weichen dann auf Bera-
tungsstellenoderOnline-Tools
aus, um sich helfen zu lassen
– oder zahlen die Therapie
selbst, so wird sie nicht er-
fasst.“

Steht die Behandlung oder
Diagnose erst mal in der Akte,
geht es knallhart zu, sobald Be-
troffene auf die Versicherungs-
branche treffen. Hier wird ge-
nau berechnet, ob es sich lohnt,
den Antragsteller zu versi-
chern. „Ist das Krankheits-
risiko für uns nicht kalkulier-
bar, lehnen wir im Sinne der
Versicherungsgemeinschaft
den Antrag ab“, so ein Spre-
cher der AXA. „Dies ist ein
wichtiger Faktor, auch im Sin-
ne der Beitragsstabilität.“

Doch wie kommen die
Unternehmen überhaupt an
die Informationen? Schließ-
lich sind Diagnosen oder Be-
handlungsdaten intime Infor-
mationen und fallen im So-
zialdatenschutz unter die „be-
sondere Kategorie personen-

bezogener Daten“. „Deshalb
geben die gesetzlichen Kran-
kenkassen diese Daten auch
nicht an private Versicherun-
gen weiter, sondern aus-
schließlich an die Versicher-
ten selbst, die dann über die
Verwendung der Daten ent-
scheiden“, teilt ein Sprecher
der AOK Nordwest mit.

Das Problem: Sind die Be-
troffenen auf eine bestimmte
Versicherung angewiesen, sit-
zen die Unternehmen am län-
geren Hebel. So können sie von
Antragstellern jederzeit einen
Einblick in die Patientenakten
verlangen, um ein Vertrags-
verhältnis herzustellen. Bene-
dikt Waldherr, Psychologi-
scher Psychotherapeut und
Vorsitzender des Bundesver-
bandes der Vertragspsychothe-
rapeuten (bvvp), kennt das
Spiel. „Ich bekomme regelmä-
ßig Zuschriften von Unterneh-
men, in denen mir mitgeteilt
wird, dass der Patient mich von
der Schweigepflicht entbindet
und ich deshalb Auskunft über
die Behandlung geben darf und
soll – zum vermeintlichen

Wohle des Patienten. Vielen
von ihnen ist aber gar nicht
klar, in was sie da eingewilligt
haben – oder sie haben keine
Wahl, weil sie ohne dieses Zu-
geständnis erst recht keine
Chance haben, die Versiche-
rung zu bekommen. Das ist un-
redlich. Aber so läuft es.“

In Waldherrs Augen ein fa-
taler Missstand. „In unserer
Gesellschaft hat eine Erkran-
kung der Psyche immer mit
Versagen zu tun, mit Schuld.
Wer nicht mehr kann, ist sel-
ber schuld. Von dieser Stig-
matisierung müssen wir weg,
hin zu einem offenen Um-
gang. Denn wir sehen doch,
wohin es führt, wenn Men-
schen ihr Leben lang psychi-
sche Probleme verschweigen
oder verdrängen, um in die Ge-
sellschaft zu passen.“

Deutlich, dass diese Strate-
gie nicht aufgeht, macht ein
Blick auf die Zahlen der Ren-
tenversicherung: Mit 41,7 Pro-
zent stellten psychische Er-
krankungen 2019 den Haupt-
grund für vorzeitiges Ausschei-
den aus dem Berufsleben dar.

1983 waren es nur 8,6 Pro-
zent, damals dominierten
Herz-Kreislauf-Erkrankungen
bei den Gründen für Frühver-
rentung. Laut Deutschland-
Barometer der Depressionshil-
fe, das jährlich Einstellungen
und Erfahrungen der Bevöl-
kerung zu dem Thema unter-
sucht, wurde zudem bei je-
dem fünften Beschäftigten be-
reits einmal eine Depression
diagnostiziert.Klargehtausder
Befragung von über 5.000
Menschen auch hervor: Die
Mehrheit spricht am Arbeits-
platz nicht darüber.

Genau gegen diese Tabui-
sierung geht der gemeinnützi-
ge Verein Mutmachleute be-
reits seit Jahren vor. Hier kön-
nen sich Menschen offen mit
Gesicht und ihrer Krankheit
zeigen. „Und das ist so wich-
tig“, sagt Initiatorin Tina Mef-
fert. „Denn wir sind in
Deutschland immer noch an
einem Punkt festgefahren: So-
bald jemand von seiner Krank-
heit erzählt, ist das der An-
fang vom Ende der Auseinan-
dersetzung mit dem Men-
schen. Dann geht es nur noch
um die Diagnose.“

»Outing
ist wie
Befreiungsschlag«

Meffert selbst hat eine bi-
polare Störung und eine Angst-
störung. „Ich bin ja aber nicht
nur Tina mit diesen Krank-
heiten. Ich bin berufstätig. Ich
bin Mutter. Ich bin Ehefrau.
Ich bin Vereinsgründerin. Ich
bin politisch aktiv. All das ver-
schwindet aber schnell hinter
den Assoziationen oder unzu-
reichenden Informationen, die
Menschen haben. Dann bin ich
nur noch durchgeknallt, nicht
zurechnungsfähig.“

Durch die Öffentlichkeits-
arbeit des Vereins und viele
Rückmeldungen der Mut-
machleute erlebt Meffert oft,
wieeineLastvonMenschenab-
fällt. „Sich offen zu zeigen, ist
für viele wie ein Befreiungs-
schlag. Das führt raus aus
Rückzug, Isolation, aus der
Scham zurück zur sozialen
Teilhabe. Vor allem, sich nicht
mehrversteckenzumüssen,er-
leichtert viele Betroffene.“

Auch bei der Deutschen De-
pressionshilfe ist man sich der
Bedeutung des Dialogs be-
wusst – und bietet deshalb
Schulungen für Unternehmen
an, in denen Basiswissen über
die Krankheit und den Um-
gang damit vermittelt wird.
Zwei der wichtigsten Interes-
senten: die Deutsche Bahn –
und die Bundeswehr. „Das wä-
re vor 15 Jahren undenkbar ge-
wesen“, so Heike Friedewald.
„Und zeigt: Es tut sich was.“

Depression: Jeder fünfte Arbeitnehmer in Deutschland ist betroffen. Foto: dpa

AfD-Politikermuss
vor Amtsgericht

Gunnar Beck wird Titelmissbrauch vorgeworfen.

¥ Neuss (lnw). Der Europa-
abgeordnete Gunnar Beck
(AfD) muss wegen des Ver-
dachts des Titelmissbrauchs
vor Gericht. Das hat das Amts-
gericht in Neuss angekündigt.
Termin der Verhandlung sei
der 5. Mai. Das Amtsgericht
hatte zuvor einen Strafbefehl
in Höhe von 60 Tagessätzen
gegen den 56-jährigen Beck er-
lassen, gegen den dessen Ver-
teidiger aber Einspruch ange-
kündigt hatte.

Die Düsseldorfer Staatsan-
waltschaft hatte 2019 ein Er-
mittlungsverfahren gegen Beck
eingeleitet. Zuvor waren Zwei-
felamProfessorentiteldesPoli-
tikers aufgekommen. Beck hat-
te die Vorwürfe zurückgewie-
sen: Er arbeite seit vielen Jah-
ren als Hochschullehrer in

Großbritannien. Der Staatsan-
waltschaft zufolge soll er sich
auf einer Versammlung der
AfD in Magdeburg im No-
vember 2018 als Professor vor-
gestellt haben, ohne Professor
zu sein. Für den Missbrauch
von Titeln sieht das Gesetz eine
Geldstrafe oder Freiheitsstrafe
bis zu einem Jahr vor.

Gunnar Beck (AfD) ist Europa-
abgeordneter. Foto: dpa

PonydurchBisse schwer verletzt
¥ Schermbeck (lnw). Im
Wolfsgebiet Schermbeck ist er-
neut ein Pony schwer verletzt
worden – wahrscheinlich
durch einen Wolfsangriff. „Das
Tier befindet sich in einer Tier-
klinik“, sagte ein Sprecher des
Landesumweltamts. Das Pony
sei auf einer Weide in Bot-
trop-Kirchhellen mit Bissver-
letzungen gefunden worden.

Ein sogenannter Wolfsbe-
rater werde den Fall doku-
mentieren. Mithilfe von DNA-
Proben solle festgestellt wer-
den, ob der Angriff tatsäch-
lich auf einen Wolf zurück-
geht. In den vergangenen Mo-
naten waren in der Region den
Angaben nach mehrfach Ponys
und auch Schafe von Wölfen
gerissen worden.

SPD-Chef Kutschaty fordert schnellere Auszahlung von Fluthilfe
Ministerpräsident Wüst spricht von 200 zusätzlichen Stellen. Ministerin Scharrenbach weist die Vorwürfe vehement zurück.

Dorothea Hülsmeier

¥ Düsseldorf. Ein halbes Jahr
nach der Hochwasserkatastro-
phe hat SPD-Oppositionsfüh-
rer Thomas Kutschaty eine zu
schleppende Auszahlung der
Hilfsgelder an die Betroffenen
bemängelt. „Dass immer noch
so viele Betroffene auf Hilfen
vom Land warten, ist nicht ak-
zeptabel“, sagte der SPD-Par-
tei- und Landtagsfraktions-
chef. Ende des vergangenen
Jahres seien von rund 10.600
Anträgen nur knapp 4.500 in
Bewilligung gewesen. „In Be-
willigung bedeutet aber nicht
ausgezahlt“, sagte Kutschaty.
„Die Betroffenen erwarten zu
Recht endlich eine deutliche
Beschleunigung bei der Bewil-

ligung und Auszahlung der
Hilfsgelder.“

Sechs Monate nach der Ka-
tastrophe müssen viele Men-
schen nach Worten Kutscha-
tys Kosten für Gutachter,
Handwerker und Einkom-
mensausfälle aus eigenen Re-
serven, mit Krediten oder der
Hilfe von Freunden und Ver-
wandten überbrücken. Men-
schen, denen die Erlebnisse der
Flutnacht Mitte Juli noch in
den Knochen steckten und die
mit den seelischen Folgen zu
kämpfen hätten, müssten sich
„mit Versicherungen und dem
komplizierten Antragsverfah-
ren der Landesregierung är-
gern“, so Kutschaty.

Ministerpräsident Hendrik
Wüst (CDU) sagte, ihm sei es

wichtig, dass das Land bei der
Bewilligung und Auszahlung
der Fluthilfe zügig sei. Es wer-
de daran gearbeitet, dass die
Auszahlungen schneller kä-

men. Dazu gebe es ein neues
Verfahren, und 200 Stellen sei-
en zusätzlich geschaffen wor-
den, die nach und nach be-
setzt würden.

Kommunal- und Bauminis-
terin Ina Scharrenbach (CDU)
wies die Vorwürfe der SPD zu-
rück. „77 Prozent der Anträge
von geschädigten Bürgern sind
bearbeitet, rund 100 Millio-
nen Euro bisher bewilligt“, sag-
te sie. „Wer den Wiederauf-
bau politisch skandalisiert,
spielt mit dem Leid der Be-
troffenen und verunglimpft die
Leistungen aller Mitarbeiterin-
nen und Mitarbeiter in den Be-
hörden, die unermüdlich an
der Wiederaufbauhilfe arbei-
ten“, betonte Scharrenbach.

Nach Angaben des Minis-
teriums in Düsseldorf wurden
bisher 11.301 Anträge auf Flut-
hilfe gestellt. Davon seien 8.694
Anträge geprüft oder bewilligt
worden.

Männer arbeiten an einer vom Hochwasser weggerissenen Brücke
und am Ufer der Erft in Bad Münstereifel. Foto: dpa

Persönlich

Gestorben
Franz-Josef Kahlen ist im Al-
ter von 56 Jahren nach kur-
zer, schwerer Krankheit ge-
storben. Von Mai 2018 bis Mai
2021 arbeitete er ehrenamt-
lich im Vorstand der Landes-
elternschaft der Gymnasien in
NRW. Bis zuletzt wirkte er als
stellvertretender Vorsitzender
des Ausschusses „Gymnasiale
Bildung“. Foto: Landeselternschaft

Schulversuch
Joachim Stamp (FDP), Fami-
lienminister und stellvertre-
tender Ministerpräsident, freut
sich, dass das Land NRW ab
dem neuen Schuljahr an elf Be-
rufskollegs einen Schulver-
such für junge Menschen mit
Realschulabschluss startet. Da-
mit soll ihnen der Einstieg in
den Polizeivollzugsdienst er-
möglicht werden. Foto: dpa
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